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      Januar 2013

Flüchtlings-
beratung
Di. 11 Uhr und 
ALG 2 Beratung 
Di. 13 Uhr mit 
Klaus Jürgen Dahler 
in der Roten Insel 

Ab zur Luxemburg-Liebknecht-DEMO

Volksbegehren 
zum Erhalt des 
Tempelhofer Feldes

Foto LUPE Archiv: Traditionelle LL-Demo im Januar 2010

DIE LINKE unterstützt 
das Volksbegehren zum 
Erhalt des Tempelhofer 
Feldes
Die Demokratische Initia-
tive 100% Tempelhofer 
Feld hat das Volksbegeh-
ren zum Erhalt des Tem-
pelhofer Feldes gestartet. 
Jetzt gilt es, 23 000 Unter-
schriften in wenigen Wo-
chen zu sammeln.
DIE LINKE  Tempelhof-
Schöneberg (Feurigstra-
ße 68) ist eine Anlaufstel-
le zur Abgabe von Unter-
schriften. Am Samstag 
den 5. Januar 2013 sam-
melten wir an der Julius-
Leber-Brücke schon über 
200 Unterschriften. 

Luxemburg-Liebknecht-DEMO: 9.45 Uhr Treffen am Frankfurter-Tor: Der Bezirksvorstand der LINKEN 
Tempelhof-Schöneberg ruft Euch wie in jedem Jahr zur traditionellen Luxemburg-Liebknecht-Demonst-
ration  am Sonntag, den 13. Januar 2013 um 10 Uhr Frankfurter Tor auf. Wir treffen uns um 09.45 Uhr 
am Leittransparent der Demo. 

Keine deutschen Soldaten und Raketen in die Türkei !

Ein weiterer Auslandseinsatz der Bundeswehr 
steht vor der Tür: Patriot-Raketen und 400 Bun-
deswehrsoldaten sollen in der Türkei statio
niert werden. Wie schon in Afghanistan beginnt 
auch dieser Auslandseinsatz wieder mit einer 
Lüge. Uns wird gesagt, die NATO muss jetzt die 
Türkei vor Angriffen aus Syrien zu schützen. Aber 
auch Angela Merkel weiß: Die Türkei wird von Sy-
rien gar nicht bedroht. Syrien hat die Türkei 
nicht angegriffen und auch nicht mit einem 
Angriff gedroht.
Es ist eher andersherum: Die Türkei hat ganz eige-
ne Interessen in der Region. Sie hat sich von Be-
ginn an in den syrischen Bürgerkrieg eingemischt 
und unterstützt die bewaffneten Rebellen. Sie hat 
sich sogar vom Parlament einen Einmarsch in Sy-
rien genehmigen lassen. 

Deutschland darf sich nicht an einem Krieg im 
Pulverfass Nahost beteiligen. Ein winziger Fun-
ke genügt - ob in Syrien, Gaza oder Iran -, um ei-
nen Flächenbrand im gesamten Nahen Osten aus-
zulösen. Die deutschen Soldaten wären dann mit-
ten drin in einem verheerenden Krieg. 
59 Prozent der Deutschen sind gegen eine sol-
che Stationierung. Auch DIE LINKE sagt Nein 
zur Stationierung der Bundeswehr in der Tür-
kei:
• Keine Raketen und keine Soldaten in die Türkei!
• Deutschland muss sich als Vermittler um eine 
diplomatische Konfliktlösung in Syrien bemühen!
• Alle Waffenlieferung nach Syrien – egal ob an 
Assad oder die Rebellen, egal von wem – müssen 
gestoppt werden! 

Ulrich Maurer, 
stellv. Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. 

Patriot-Raketen schaffen keinen Frieden!
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Rathaus öffnen
Hier kurze Hinweise, wie 
man (derzeit) die Rat-
haus-Politik im Bezirk di-
rekt beeinflussen kann. 
Der Arbeitskreis Kom-
munales und die Verord-
neten von DIE LINKE be-
raten und unterstützen 
Sie/Dich gerne dabei.
Einwohnerfragen zur 
BVV: Zu jeder BVV-Sit-
zung können Einwohne-
rinnen und Einwohner 
am Anfang der Sitzung 
Anliegen öffentlich ma-
chen und eine Antwort 
vom Bezirksamt abfor-
dern.
Näheres: http://
www.berlin.de/
ba.tempelhof-
schoeneberg/politik/
bvv/frage.html
Bürgerbegehren und 
Bürgerbescheid:
Grundsätzlich sind Bür-
gerbegehren zu allen 
Themenbereichen mög-
lich, in denen die Be-
zirksverordnetenver-
sammlung (BVV) be-
schlussberechtigt ist.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
info/mehr_demokratie.
html
Eingaben und Be-
schwerden:
Probleme mit Entschei-
dungen der Verwaltung 
können als Petition an 
den BVV-Ausschuss ein-
gereicht werden.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/formular.php

Bürgerbeteiligung bei 
Bebauungsplänen:
Bei neuen Bebauungs-
plänen sind Interventio-
nen möglich.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
organisationseinheit/
planen/
bebaungsplaene.html

BVV-Sondermittel:
„Zuschüsse für Verei-
ne, Bürgerinitiativen und 
Projekte aller Art“.
Näheres: http://
www.berlin.de/ba-
tempelhof-schoeneberg/
politik/bvv/wissen.html
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BVV am 21. November 2012
Soziale Erhaltungssatzung ja, Antrag zu Wohn-
raumsicherung wird dagegen abgelehnt
Mit dem Antrag auf Drs 379 wollte DIE LINKE er-
reichen, dass sich das Bezirksamt bei den zu-
ständigen Senats-Stellen dafür einsetzt, dass die 
rechtlichen Grundlagen ausgebaut werden, um 
verschiedenen Fehlentwicklungen im Bezirk bes-
ser entgegenwirken zu können. So schlug DIE LIN-
KE beispielsweise vor, einen Genehmigungsvor-
behalt bei Abrissanträgen einzuführen, und for-
derte sicherzustellen, dass bestehende Wohnge-
bäude auch zukünftig zum Wohnen zur Verfügung 
stehen, sowie Instrumente zu entwickeln, um Be-
standsgebäude mit bezahlbaren Mieten zu si-
chern. Die Möglichkeit einer Erhaltungssatzung 
sollte geprüft und diese gegebenenfalls weitge-
hend eingesetzt werden. Besonders die SPD hielt 
dagegen: „damit könne man keine Abrisse ver-
hindern“. Mit behandelt wurden auch Punkte aus 
dem Antrag auf Drs 384, der schon im zuständi-
gen Ausschuss abgelehnt worden war, bei dem 
es u. a. darum ging, den Kündigungsschutz von 
Mietern bei Umwandlung einer Mietwohnung in 
eine Eigentumswohnung von sieben auf zehn Jah-
re auszudehnen, was in manchen Bezirken in-
zwischen selbstverständlich ist. Der neue Antrag 
(Grüne, SPD und LINKE) ist jetzt ein Prüfauftrag, 
für welche Gebiete in unserem Bezirk eine soziale 
Erhaltungssatzung und Milieuschutz geboten sein 

könnten. Mit unseren beiden vorherigen Anträgen 
haben wir einen Vorstoß zur Mietenproblematik in 
unserem Bezirk unternommen, der sich in vielen 
Punkten in dem Antrag auf Drs 454 widerspiegelt.

Umstrittenes Betreuungsgeld stellt Bezirk-
samt vor Herausforderungen
Der Bezirksstadtrat Schworck antwortete auf 
die Mündliche Anfrage der Verordneten Höppner 
(SPD) zur Umsetzung des Betreuungsgeldes beim 
Jugendamt, dass die Voraussetzungen hierfür äu-
ßerst ungünstig seien. Ein genauer Gesetzestext 
sei noch nicht bekannt, somit auch nicht die Vo-
raussetzungen und Bedingungen der Umsetzung. 
Zum Geltungsdatum 1.8.2013 stehe auch kein au-
tomatisiertes Verfahren zur Verfügung, und eine 
Berlin-weite Regelung gäbe es bisher auch nicht. 
Diese Defizite wären nur mit einer Aufstockung 
um sechs Stellen zu bewerkstelligen. Dass dies 
geschieht, ist jedoch eher unwahrscheinlich; eher 
wird es so sein, dass von den wenigen Mitarbei-
terInnen zusätzliche Arbeitsleistungen abverlangt 
werden. Wichtiger wäre der Ausbau von Kita-Plät-
zen, da Bildungseinrichtungen, die so früh wie 
möglich wahrgenommen werden, letztlich allen 
Kindern in ihrer Entwicklung zugutekommen.

Elisabeth Wissel

Konferenz zum (Un)Sozialen Wohnungsbau, 
Mietenstopp gegen Verdrängung  
Anhaltende Mieterproteste wegen zu hoher 
Kostenmieten in der Stadt und besonders am 
Kottbusser Tor erforderten diese Konferenz 
im Abgeordnetenhaus am 13. November. Auf-
grund des politischen Drucks und der Stand-
haftigkeit der Mieter vom Mietenbündnis 
konnten die politisch verantwortlichen Partei-
en das Mietenproblem in Berlin nicht länger 
ignorieren. Die Mieter waren es dann auch, die 
sich die entsprechenden Experten zum Thema 
Sozialer Wohnungsbau einluden. 
Dass Berlin einen sozialen Wohnungsbau braucht, 
dafür sprechen schon die Zahlen: Ca. 30% aller 
Haushalte, betroffen von SGB-II, SGB-XII und Asyl-
bLG, gelten als  einkommensschwach, zusätzlich 
die Haushalte, die knapp über dem amtlichen Ein-
kommenssatz liegen. Hinzu kommt die drohen-
de Altersarmut durch Grundsicherung im Alter 
und sinkende Renten (siehe regionaler Sozialbe-
richt Berlin-Brandenburg). Obwohl der zukünfti-
gen Probleme bewusst, hat der Berliner Senat un-
ter Federführung von Sarrazin (SPD) im Jahr 2003 
dennoch eine auf Dauer angelegte Subventionie-
rung von Sozialwohnungen kompromisslos gestri-
chen. 28.000 Wohnungen sind derzeit davon be-
troffen, und weitere werden in den nächsten Jah-
ren, bei Ablauf der Anschlussförderung, hinzu 

kommen. Eine groß angelegte Privatisierung von 
öffentlichen Wohnungsunternehmen hatte schon 
Anfang der 90er Jahre begonnen, so dass städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften nur noch über 
14% des Wohnungsbestands verfügen. Wohnun-
gen werden immer knapper, durch Abriss, Privati-
sierungen, Ferienwohnungen etc. Knapp 150.000 
Wohnungen des Sozialen Wohnungsbaus gibt es 
noch, und für diese muss jetzt dringend eine sozi-
alverträgliche Lösung gefunden werden, denn die 
Mieten sind nach dem Wegfall der Anschlussför-
derung z.T. um über 50% angestiegen. Vermieter 
verlangen eine Kostenmiete, die sich weniger aus 
den eigentlichen Kosten, als vielmehr aus der un-
durchsichtigen Kalkulation von Kapitalkosten (Ei-
genkapital und Verzinsung) und Bewirtschaftungs-
kosten (Verwaltungskosten, Instandhaltungskos-
ten, Mietausfallwagnis) zusammensetzt. 
Hinzu kommen die Aufwendungszuschüsse, die 
der Staat über den Zeitraum der Förderung zahlte. 
Dieser Kostenwust, zur Bereicherung der Inves-
toren, die neben Steuererleichterungen in jedem 
Fall eine saftige Rendite einfahren, wird jetzt auf 
die Mieter umgelegt. Als sofortige Lösung wurde 
ein Schuldenmoratorium vorgeschlagen, was be-
deuten würde, dass der Senat auf 375 Mio. Euro 

Fortsetzung auf Seite 3
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Unsere 
Bezirksverordneten

Elisabeth Wissel
Telefon: 01577 34 62 721
wissel.elisabeth@googlemail.
com

Harald Gindra
Tel: 01525 45 25 000
Linke.bvv.ts@googlemail.com

Termine nach telefonischer 
Vereinbarung
Büro und Erreichbarkeit 
im Rathaus Schöneberg, 
Raum 2036
Tel: 030/ 90 2 77 4898
Sprechstunde: 
Mittwochs 15 - 17 Uhr 

Arbeitskreis 
Kommunales (AKK)
In offener Diskussion, 
Gäste sind ausdrücklich 
eingeladen, begleitet der 
AKK unsere Arbeit in der 
BVV. Mitglieder, andere 
kommunal Interessierte und 
von bezirklichen Entschei-
dungen Betroffene können 
auf diese Weise Einfluss auf 
Vorlagen der BVV nehmen.

Akk-Termine: 
Sitzungsvorbereitung: 
14.01.13, um 19 Uhr,. 
08.02.13  um 18 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, Raum 
2036.
Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV)
Die nächste öffentliche 
BVV-Sitzung findet am Mi. 
16.01.2013, 17 Uhr, im 
Rathaus Schöneberg, BVV-
Saal statt. 
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BVV am 12. Dezember 2012
Bedrohte Mieter brauchen mehr Unterstützung
DIE LINKE brachte mit ihrem Antrag (Drs 484) die 
zunehmenden Probleme der Mieterinnen und Mie-
ter zur Sprache, die dem Bezirksamt (BA) nicht 
gleichgültig sein dürfen. Unsere Forderungen 
sind, den „runden Tisch Wohnungswirtschaft“ um 
Mieterinitiativen etc. zu erweitern und zu intensi-
vieren sowie bezirkliche Angebote zur Mieterbe-
ratung auszudehnen und bekannter zu machen. 
Mindestens halbjährlich sollten die Beratungen, 
u.a. für bezahlbare Mieten und eine soziale Stadt-
entwicklung, stattfinden. Den Mieterinnen und 
Mieter sollten Beratung und Information über Mie-
terschutzregeln und Hilfen bei der Wahrung und 
Durchsetzung ihrer Rechte angeboten werden. 
Der Antrag wird zunächst im Stadtentwicklungs-
ausschuss behandelt und findet dort hoffentlich 
eine zustimmende Mehrheit.

Tempelhofer Feld: Zählgemeinschaft hält an Bau-
absichten fest
Der Änderungsantrag der CDU (Drs 341), den 
Wohnungsstandort Tempelhofer Feld entlang des 
Tempelhofer Dammes und der (geänderten) Er-
weiterung entlang des Südgürtels an der Stadt-
autobahn als nachrangig zu betrachten, scheiter-
te nur knapp an den Stimmen der Zählgemein-
schaft (SPD und Grüne). Diese wollen weiterhin 
an ihren Bauvorhaben festhalten, koste es, was es 
wolle. War vor ein paar Jahren noch die Rede von 
500-600 Wohneinheiten, ist dort inzwischen von 
geplanten 2600 Wohneinheiten mit steigender 
Tendenz auszugehen. Das Tempelhofer Feld wür-
de zugebaut werden, allein schon wegen der Er-
schließungskosten, die sich rechnen müssten. Der 

Verordnete Seltz (SPD) fand die Debatte „merk-
würdig“, denn die „Region wird wachsen“. Der 
Verordnete Olschewski (CDU) warnte vor diesen 
Aussichten, ein Zurück gäbe es dann nicht mehr. 
Priorität müssten vielmehr die Planungen für das 
ehemalige Flughafengebäude haben, und zum Be-
bauen gäbe es genug Brachflächen im Bezirk. Der 
Verordnete Gindra (LINKE) erinnerte die GRÜNEN 
daran, dass sie mal bei Neubau für 50% Sozial-
wohnungen waren, während nun auf dem Tempel-
hofer Feld hochpreisige Wohnungen geplant sei-
en. DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass das Feld 
in seiner jetzigen Form als Grünfläche erhalten 
bleibt und nur für Sport und Freizeit genutzt wird; 
alles andere geht an den Bedürfnissen der Men-
schen vorbei.

Barriere-Freiheit für Sehbehinderte im Öffentli-
chem Personennahverkehr
Die BVV wird sich an zuständiger Stelle für eine 
nach außen führende akustische Ansage bei Halt 
des Busses und der Tram einsetzen, um sehbe-
hinderte Fahrgäste entsprechend über das Fahr-
ziel zu informieren. Dies war Konsens des Antra-
ges (Drs 477) von DIE LINKE, unterstützt von der 
CDU. Blinde und Sehbehinderte wollen ihren All-
tag möglichst selbstbestimmt gestalten, dafür 
brauchen sie Barriere-Freiheit. Eine akustische 
Außenansage an den Haltestellen würde dazu bei-
tragen. Seit 2009 ist die UN-Behindertenkonven-
tion geltendes Recht, jedoch verläuft die Umset-
zung in allen Bereichen sehr schleppend.

Elisabeth Wissel

verzichtet, wo Bürgschaften des Senats für Kredi-
te in 162 Fällen fällig wurden. Damit könnten für 
6300 Wohnungen die Kostenmiete gesenkt und 
schnellstens rechtliche Grundlagen geschaffen 
werden, um aus der derzeitigen Kostenmiete eine 
politische Richtsatzmiete einzuführen. 

Für all die Mietprobleme, wie u.a. die überhöhte 
Kostenmiete und den gravierenden Mangel an be-
zahlbarem Wohnraum etc., gab es auf der Konfe-
renz viele Vorschläge: Re-Kommunalisierung der 
23 verkauften Häuser der GSW; Miete mit über-
höhter Kostenmiete sollte nur noch unter Vorbe-
halt gezahlt werden; dazu sollten Musterprozes-
se geführt werden, denn angebliche Kosten, die 
nicht vorhanden sind, dürfen nicht an die Mieter 
weitergegeben werden. Für den Neubau von So-
zialwohnungen sollte ein Sondervermögen (u.a. 
vom Bund finanziert) geschaffen werden und die-
se sollten eine dauerhafte Sozialbindung haben, 
wie dies beispielsweise in Österreich bei den 

Sozialwohnungen geregelt ist. Außerdem seien die 
bereits vom Senat gekauften 7000 Wohnungen, 
sowie die geplanten 30.000 Neubauten pro Jahr 
viel zu wenig, um dem tatsächlichen Wohnbedarf 
auch nur annähernd gerecht zu werden. Vor allem 
sollen bei neuem Sozialen Wohnungsbau nicht 
Profitinteressen, sondern die Interessen der Mie-
ter und sozialer Ausgleich rechtsverbindlich sein. 
Trotz der Zusicherung des Staatssekretärs Gohde 
(SPD) von der Senatsverwaltung, alles eingehend 
zu „prüfen“, muss der Druck des Sozialmieter-
bündnisses unvermindert bleiben. Die vereinbarte 
Weiterführung des Dialogs aller Beteiligten muss 
zu einer Lösung finden, die zu einem sozialen Aus-
gleich in unserer Stadt führt. Das wäre im Interes-
se aller Bevölkerungsschichten.

Elisabeth Wissel

Fortsetzung von Seite 2
Konferenz zum (Un)Sozialen Wohnungsbau, Mietenstopp gegen 
Verdrängung

Fortsetzung auf Seite 3
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Abgeschrieben: 
"Konstantin Wecker und 
Alfred Grosser ziehen 
Unterschriften zurück
Erfolg gegen 
Missbrauch der 
Friedensbewegung
Von Anneliese Fikentscher 
und Andreas Neumann

Es ist ein beachtlicher 
Erfolg für die Friedensbe-
wegung. Zwei bekannte 
Persönlichkeiten haben 
hinter Aufrufen, die sich 
den Anstrich geben, 
Initiativen der Friedens-
bewegung zu sein, deren 
Charakter als propagan-
distische Begleitmunition 
eines Krieges erkannt und 
die Konsequenzen gezo-
gen. Der Liedermacher 
Konstantin Wecker hat 
seine Unterschrift unter 
den von „adopt a revoluti-
on“ und „medico internati-
onal“ zu verantwortenden 
Syrien-Appell „Freiheit 
braucht Beistand“ zurück-
gezogen. Und der 1975 
mit dem Friedenspreis des 
Deutschen Buchhandels 
ausgezeichnete deutsch-
französische Publizist Alf-
red Grosser, hat sich von 
einem an den syrischen 
Präsidenten gerichteten 
off enen Brief distanziert, 
der von sechs Friedens-
preisträgern unterzeichnet 
war.
Es ist immer wieder das 
gleiche Prinzip. Es wird 
versucht, die Friedensbe-
wegung unwirksam zu ma-
chen, indem Stimmen ein-
geschleust werden, die 
sich als Stimmen des Frie-
dens tarnen, aber tatsäch-
lich einem Krieg Vorschub 
leisten. Das ist ganz aktu-
ell in Sachen Syrien in der 
vergangenen Dezember-
Woche mindestens zwei-
mal geschehen. Und in 
beiden Fällen ist es gelun-
gen, dies deutlich zu ma-
chen und wichtige Persön-
lichkeiten, die in gutem 
Glauben zugesagt hatten, 
dazu zu bewegen, sich da-
von zu lösen.

Die Vereinten Nationen haben 2012 zum In-
ternationalen Jahr der Genossenschaften aus-
gerufen. Grundgedanke von Genossenschaf-
ten ist es, durch Zusammenschluss an Stär-
ke zu gewinnen. Außerdem sind die Mitglieder 
nicht nur Anteilseigner, sondern auch Nutzer. 
Und unabhängig von der fi nanziellen Beteili-
gung hat jeder in der Mitgliederversammlung 
eine Stimme. Genossenschaften dienen der Re-
alisierung der Mitgliederinteressen und sind nicht 
vorrangig einem maximalen Gewinn verpfl ichtet. 
Mit diesen Prinzipien (Identitäts-, Demokratie- und 
Förderprinzip) haben Genossenschaften einer-
seits das Zeug dazu, mehr als eine Rechtsform zu 
sein: Die Publizistin Elisabeth Voß spricht dem Ge-
nossenschaftsgedanken das Potential zu, Leitge-
danke dafür zu sein, wie Wirtschaft eigentlich sein 
sollte. Andererseits ist nicht überall, wo Genos-
senschaft draufsteht, auch Genossenschaft drin. 
Viele Genossenschaften agieren wie ganz normale 
Kapitalgesellschaften.
Die Bundestagsfraktion DIE LINKE widmete die 
Fachkonferenz am 15. November 2012 „Genos-
senschaften – Gegenspieler zur Macht der Märkte 
und Finanzen“ diesem Spannungsfeld.

Ursprünglich sind Genossenschaften Kinder der 
Not. Für den derzeitigen Boom an Neugründungen 
in Deutschland spielt neben dem Selbsthilfege-
danken die zunehmende Kritik am herrschenden 
Wirtschaftsmodell und der renditefi xierten Unter-
nehmenspolitik eine Rolle. Heinz Bierbaum, Mit-
glied des Parteivorstands der LINKEN, resümierte 
in seinem Eingangsreferat: „Mit Verlust des Glau-
bens an den Markt wird der Genossenschaftsge-
danke aktueller.“ Er betonte, dass Genossenschaf-
ten einen wirtschaftsdemokratischen Charakter 
haben, realwirtschaftlich verankert statt fi nanz-
marktgetrieben sind und so der Charakter des Ar-
beitsprozesses ein anderer ist. Aus diesen Grün-
den sollen Genossenschaften politisch unterstützt 
werden. Denn diese Unternehmensform hat es 

Genossenschaften – Perspektiven und 
Herausforderungen 

nicht einfach: Bei der Finanzierung werden Ge-
nossenschaften von den Banken diskriminiert, in 
Bildungseinrichtungen werden Genossenschaf-
ten kaum behandelt. Doch Kenntnisse darüber, 
wie man in Genossenschaften die eigenen Rech-
te ausübt, werden gebraucht, denn eins ist klar: 
Genossenschaften sind nur so gut wie ihre Mit-
glieder. Auch Genossenschaften unterliegen der 
kapitalistischen Konkurrenz. Dieser Anpassungs-
druck kann ohne ausreichendes Engagement der 
Mitglieder schnell dazu führen, dass der Gewinn 
nicht mehr als Grundlage für die Verwirklichung 
bestimmter Ziele gesehen wird, sondern sich ver-
selbstständigt.
Festzuhalten ist darüber hinaus, dass auch Genos-
senschaften privatwirtschaftliche Unternehmen 
sind. Sie beschränken sich auf ihre Mitglieder. 
Deshalb mahnt Elisabeth Voß: „Genossenschaften 
können die öff entliche Daseinsvorsorge nicht er-
setzen. Der Staat darf sich nicht aus der Verant-
wortung stehlen“.
Dass es in manchen Genossenschaften interne 
Demokratieprobleme gibt, wurde in dem Beitrag 
der Initiative „Genossenschaft von Unten“ deut-
lich. Sie will bei den großen Wohnungsbaugenos-
senschaften mehr Mitbestimmung. Ein Problem 
ist die Verselbstständigung der Vorstände, die seit 
1973 nicht mehr an die Weisungen der General-
versammlung gebunden sind. Dringender Reform-
bedarf besteht auch bei den Kosten der Rechts-
form: Kleine Selbsthilfeinitiativen wie Dritte-Welt-
Läden oder Dorfl äden können die Kosten für die 
Pfl ichtprüfungen nicht stemmen. Obwohl die Ge-
nossenschaftsform sich im Grunde am besten 
eignen würde, weichen solche Zusammenschlüs-
se deshalb auf andere Unternehmensformen aus. 
Die Linksfraktion wird einen Antrag zur Förderung 
der Genossenschaften in den Bundestag einbrin-
gen, der bessere Mitbestimmungsmöglichkeiten 
der Mitglieder und die Befreiung von den Pfl icht-
prüfungen für kleine Genossenschaften fordert.

Jana Goetsching

Die Bewegungsfreiheit asylsuchender und ge-
duldeter Flüchtlinge ist durch die Residenz-
pfl icht stark eingeschränkt. Möchten sie den 
zugewiesenen Landkreis oder das Bundesland 
verlassen, müssen sie bei der Ausländerbehör-
de nicht nur eine Erlaubnis einholen, sondern 
in einigen Bundesländern auch noch eine Ge-
bühr für die Verlassenserlaubnis bezahlen. (...) 
Die Residenzpfl icht ist eine durch nichts zu recht-
fertigende Einschränkung des Menschenrechts auf 
Freizügigkeit und eine Verletzung der Menschenwür-
de. Durch die behördlichen Gebühren werden die Be-
troff enen bewusst schikaniert und davon abgehalten, 

ihr Recht auf Mobilität wahrzunehmen.“ So Marti-
na Mauer, Sprecherin des Flüchtlingsrats Berlin.
(...) Bundesweit protestieren Flüchtlinge seit Mona-
ten gegen die Residenzpfl icht. Im Bundestag stand 
das Thema in den letzten Wochen wiederholt auf 
der Tagesordnung. (...) Vollständige PM siehe unter:                                                              
www.fl uechtlingsrat-berlin.de  ;                                                               
www.residenzpfl icht.info/rechtshilfe/gebuhren  
Antwort des Innensenators, 5.6. 2012 auf Kleine 
Anfrage Fraktion DIE LINKE im Abgeordnetenhaus, 
Drs. 17/10505, www.parlament-berlin.de:8080/
starweb/adis/citat/VT/17/KlAnfr/ka17-10505.
pdf 4DIE LUPE Januar 2013                                  http://www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/
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„Flüchtlinge sind bei uns willkommen“
Wie ernst diese Aussage gemeint ist, die 
aus dem Munde von Stadträtin Klotz (Grüne) 
kommt, zeigt sich im alltäglichen Umgang mit 
der Asylbewerbern im Bezirk, in Berlin und 
deutschlandweit. Denn unsere schwarzgelbe 
Bundespolitik erschwert eher den Aufenthalt von 
Asylsuchenden. Beispielsweise wird Roma nicht 
der Status von Flüchtlingen zugestanden, eine 
schnellere Abschiebung ins Herkunftsland wird 
vorgenommen und öff entlich Stimmung beson-
ders gegen diese Gruppe geschürt. Roma werden 
stigmatisiert und in eine unsichere Zukunft abge-
schoben. Von bürgerlichen Politikern wird immer 
nur von Asylmissbrauch und Wirtschaftsfl ücht-
lingen geredet. Dabei kennen diese Politiker ge-
nau den Bericht der EU-Kommission, die in ihrem 
dritten Bericht zur Visa-Liberalisierung ausführt, 
dass Roma in allen Balkanstaaten einer umfassen-
den Diskriminierung ausgesetzt sind, die sie in der 
Ausübung grundlegender Rechte, wie beispiels-
weise dem Zugang zu Bildung und Ausbildung, zur 
Gesundheitsversorgung und zum Arbeitsmarkt, 
hindert. Zwanzig Jahre nach dem Pogrom in Ros-
tock-Lichtenhagen kämpfen Asylsuchende noch 
für umfassende Menschenrechte in Deutschland, 
während besonders CDU- und FDP-Politiker nicht 
Müde werden, gerade diese in anderen Ländern 
einzufordern.
Nach Berichten vom Flüchtlingsrat sind seit 2010 
die Zahlen von Flüchtlingen weltweit gestiegen. 
Man bedenke nur, in wie vielen Ländern Deutsch-
land gegen den Willen der dortigen Bevölke-
rung an Kriegseinsätzen beteiligt ist, dann bleibt 
es nicht aus, dass Menschen auf der Flucht vor 
dieser Gewalt und Zukunftslosigkeit auch nach 
Deutschland kommen. Die Prognose für Berlin 
geht bis zum Jahresende von ca. 5500 Personen 
monatlich aus. Für unseren Bezirk, so Stadträtin 
Klotz, nach einer Großen Anfrage von DIE LINKE, 
gehe man von einem weiteren Bedarf an ca. 700 
Plätzen für die Unterbringung aus. Derzeitig sind 
in unserem Bezirk 782 Personen (in der Marien-
felder Allee 601 und im Trachenbergring 181 Per-
sonen) untergebracht. Auch wenn es leider Viele 

gibt, die die Hilfesuchenden lieber heute als mor-
gen abschieben würden, haben diese doch ein 
Recht auf Aufnahme und ein faires Verfahren. 
Zur angstfreien Aufnahme sollte es auch gehö-
ren, dass ihr Aufenthaltsstatus sicher ist. In die-
sem Zusammenhang sollten verstärkt Erleichte-
rungen geschaff en werden, die es den betroff e-
nen Menschen möglich machen, statt in Gemein-
schaftsunterkünften in  Mietwohnungen zu leben, 
da dies auch die Integration und die Akzeptanz in 
der Aufnahmegesellschaft fördert. Das ist jedoch 
leider nicht das Ziel der deutschen Asylpolitik. Zu-
mindest wurde in Berlin unter dem rot-roten Se-
nat (bis 2011) ein Vorstoß in diese Richtung un-
ternommen: Städtische Wohnungsgesellschaf-
ten sollten jährlich 275 Wohnungen für die Un-
terbringung von Flüchtlingen zur Verfügung stel-
len. Jedoch: Inwieweit dies auch in unserem Be-
zirk umgesetzt wird oder nicht, liege nicht in der 
Zuständigkeit des Bezirks, so Frau Klotz. Auch die 
Beschulung von Kindern und Jugendlichen ver-
läuft nicht immer reibungslos. Es gab immer wie-
der Fälle, in denen Eltern erst das Recht auf Be-
schulung ihrer Kinder einklagen mussten. Über 
50% der Asylsuchenden sind Kinder und Jugend-
liche. Es obliegt den Bezirksämtern, Neuzugän-
ge ohne Deutschkenntnisse an geeignete Schulen 
zu überweisen. 142 Kinder ohne Deutschkennt-
nisse werden seit Oktober an sieben Grundschu-
len im Bezirk unterrichtet. Für den Oberschulbe-
reich sind es 111 Kinder in sieben Kleinklassen 
und an vier ISS-Standorten (Integrierte Sekundar-
schule). Die Unterbringung würde „zeitnah“ erfol-
gen, versprach Stadträtin Klotz. Eine bessere Zu-
sammenarbeit zwischen Bezirk, Schulen und Se-
nat (zuständig für Lehrkräfte) ist wünschenswert, 
damit keine Zeit verloren geht und die Kinder und 
Jugendlichen zu ihrem Recht kommen. Denn Men-
schenrechte umzusetzen, fängt bei jedem kon-
kreten Fall an. Schleswig-Holstein hat es vorge-
macht. Dort werden Roma als Minderheit unter 
den Schutz der Landesverfassung gestellt.

Elisabeth Wissel

Alfred Grosser:  "Ich 
nehme mein Jawort 
zurück"
Am 15.12.2012 hat der 
in Paris lebende Publi-
zist, Soziologe und Poli-
tikwissenschaftler Alfred 
Grosser, Träger des Frie-
denspreises des Deut-
schen Buchhandels von 
1975, die Unterschrift 
unter den off enen Brief 
an den Präsidenten der 
Arabischen Republik Sy-
rien Baschar Al-Assad 
zurückgezogen, den er 
zunächst zusammen mit 
fünf weiteren Trägern 
des Friedenspreises des 
Deutschen Buchhandels, 
David Grossman, Clau-
dio Magris, Orhan Pa-
muk, Boualem Sansal 
und Martin Walser, unter-
zeichnet hatte. „Ich neh-
me mein Jawort zurück“, 
teilt er denjenigen mit, 
denen er es in der Wo-
che zuvor gegeben hatte.
Der off ene Brief, der un-
ter Bezugnahme auf eine 
„Vereinigung der Schrift-
steller für den Frieden“ 
mit Kontaktadresse beim 
Friedensnobelpreis na-
hen Europarat in Straß-
burg verfasst und vom 
Börsenverein des Deut-
schen Buchhandels or-
ganisiert ist, und der 
mit dem Satz „Voll Sor-
ge ist die Menschheit 
angesichts des Martyri-
ums des syrischen Vol-
kes“ beginnt, um dann 
– als Lösung – den syri-
schen Präsidenten zum 
Rücktritt aufzufordern 
und ihm das Verlassen 
des Landes nahe zu le-
gen, endet mit den Wor-
ten: „Abgesehen von die-
ser Lösung, gibt es nur 
eine andere für Sie, auch 
wenn das für Ihre Fami-
lie bedauerlich wäre: ent-
weder getötet zu werden, 
wie Saddam Hussein 
oder Muammar al-Gad-
dafi , oder ein Leben im 
Gefängnis in einer steri-
len Zelle in Den Haag.“ 
Diese „Drohungen“ seien 
für ihn nicht akzeptabel, 
teilt Alfred Grosser nach 
genauerem Studium des 
Brieftextes mit und löst 
damit in seinem Freun-
deskreis und in Teilen 
der Friedensbewegung 
große Erleichterung aus.
(...)

http://www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/

Hohes Grundwasser im Berliner Urstromtal und 
Schichtenwasser in den angrenzenden Hochfl ä-
chen sind Probleme, die die Menschen der Stadt 
seit deren Gründung immer wieder beschäftigt 
haben. Die Linke im Abgeordnetenhaus sieht die 
Ursachen hauptsächlich im sparsameren Um-
gang mit Trinkwasser, der eine Halbierung der 
Menge seit Anfang der 90er Jahre zur Folge hat-
te, aber auch im Verlust oder der Verlagerung 
von wasserintensiver Industrie. Dadurch verän-
derte sich die Rohwassermengenförderung an 
verschiedenen Orten der Trinkwasseraufberei-
tung. Die Gesamtförderung der Wasserwerke 

sank innerhalb von 20 Jahren in Berlin um über 45 
Prozent! 1989 wurden 378 Millionen Kubikmeter, 
im Jahr 2010 dagegen nur noch 207 Millionen Ku-
bikmeter gefördert. (...)

Vom Runden Tisch Grundwassermanagement

Die Linksfraktion sieht eine gesamtgesellschaft-
liche Verantwortung für diese Problematik!  Ein-
zellösungen reichen nicht � Berlin braucht ein 
Gesamtkonzept!

Marion Platta,
 umweltpolitische Sprecherin der Fraktion 

DIE LINKE im Abgeordnetenhaus
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        Weiter auf: http://      
 www.nrhz.de/fl yer/beitrag.
php?id=18550
Quelle: www.coe.ont
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Den Tod von mehr als 1,7 Millionen Menschen 
hat der westliche Imperialismus seit 2001 in Af-
ghanistan, Irak und Pakistan zu verantworten. [1] 
„Krieg gegen den Terror“ nennt er diesen Terror. 
Die Anzahl der vom US-Imperium nach 1945 getö-
teten Menschen liegt nach Aussage des norwegi-
schen Friedensforschers Johan Galtung zwischen 
zwölf und sechzehn Millionen. [2] Seit 1948 hat 
der imperialistische Brückenkopf im Nahen Osten, 
Israel, etwa 90 Prozent Palästinas von der Land-
karte getilgt. [3] Im Jahr 2011 wurde Libyen im 
Zuge von Revolten in den Nachbarländern Tunesi-
en und Ägypten von Staaten der NATO überfallen. 
[4] Heute steht Syrien auf der Tagesordnung. [5]
Die Planungen der imperialistischen Machtha-
ber dieser Welt liegen offen zutage. Der ehemali-
ge NATO-Oberbefehlshabers und US-General Wes-
ley Clark hat es in aller Klarheit ausgesprochen. 
Bereits wenige Wochen nach dem 11. September 
2001 sei der US-Generalstab angewiesen worden, 
in sieben Staaten den Regime-Change herbeizu-
führen: Irak, Libanon, Libyen, Somalia, Sudan, Sy-
rien und Iran. [6] Begleitend zum Überfall auf den 
Libanon 2006 sprach die damalige US-Außenmi-
nisterin Condoleezza Rice von den „Geburtswe-
hen eines neuen Mittleren Ostens“. [7]
Wir stehen auf und sagen Stopp! Das Verbrechen 
muss ein Ende haben! Wir verweigern dem Impe-
rialismus und seinen mörderischen Gelüsten nach 
Regime-Change unsere Gefolgschaft! 
Nach wie vor hat der Aufruf vom Januar 2012 sei-
ne Gültigkeit:
Kriegsvorbereitungen stoppen! Embargos be-
enden! 
Solidarität mit den Völkern Irans und Syriens!
Zehntausende Tote, eine traumatisierte Bevölke-
rung, eine weitgehend zerstörte Infrastruktur und 
ein zerfallener Staat: Das ist das Ergebnis des 
Krieges, den USA und Nato geführt haben, um 
den Reichtum Libyens plündern und das Land wie-
der kolonialisieren zu können. Jetzt bereiten sie 
offen den Krieg gegen die strategisch wichtigen 
bzw. rohstoffreichen Länder Syrien und Iran vor, 
die eine eigenständige Politik verfolgen und sich 
ihrem Diktat nicht unterordnen. Ein Angriff der 
Nato auf Syrien oder Iran kann zur direkten Kon-
frontation mit Russland und China führen – mit 
unvorstellbaren Konsequenzen.
Mit ständigen Kriegsdrohungen, dem Aufmarsch 
militärischer Kräfte an den Grenzen zu Iran und 
Syrien sowie mit Sabotage- und Terroraktionen 
von eingeschleusten „Spezialeinheiten“ halten die 
USA gemeinsam mit weiteren Nato-Staaten und 
Israel die beiden Länder in einem Ausnahmezu-
stand, der sie zermürben soll. Zynisch und men-
schenverachtend versuchen USA und EU, mit 
Embargos ihren Außenhandel und Zahlungsver-
kehr planmäßig lahm zu legen. Die Wirtschaft des 
Iran und Syriens soll bewusst in eine tiefe Krise 

gestürzt, ihre Arbeitslosenzahlen erhöht und die 
Versorgungslage ihrer Bevölkerung drastisch ver-
schlechtert werden. Die inneren sozialen Konflik-
te sollen ethnisiert und zugespitzt, ein Bürgerkrieg 
entfacht werden, um einen Vorwand für die längst 
geplante militärische Intervention zu schaffen. An 
diesem Embargo gegen Iran und Syrien beteiligt 
sich auch ganz maßgeblich die deutsche Bundes-
regierung.
Wir rufen alle Bürger, die Kirchen, Parteien, Ge-
werkschaften und die Friedensbewegung auf, die-
ser Kriegspolitik konsequent entgegenzutreten. 
Wir fordern, dass die Bundesregierung
- die Embargomaßnahmen gegen den Iran und Sy-
rien bedingungslos und sofort aufhebt; 
- klarstellt, dass sie sich an einem Krieg gegen 
diese Staaten in keiner Weise beteiligen und die 
Nutzung deutscher Einrichtungen für eine Aggres-
sion durch USA und Nato nicht gestatten wird; 
- sich auf internationaler Ebene für die Beendi-
gung der Politik der Erpressung und Kriegsdro-
hung gegen den Iran und Syrien einsetzt.
Das iranische und syrische Volk haben das Recht, 
über die Gestaltung ihrer politischen und gesell-
schaftlichen Ordnung allein und souverän zu ent-
scheiden. Die Erhaltung des Friedens verlangt es, 
dass das Prinzip der Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten anderer Staaten konsequent 
eingehalten wird.
Wir rufen dazu auf, diesen Aufruf weiter zu unter-
stützen! [8] 
(PK)
Quelle: http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.
php?id=18585&css=print
[1] IPPNW-Pressemitteilung vom 18.5.2012 
Body Count - Opferzahlen nach 10 Jahren „Krieg 
gegen den Terror“
www.ippnm.de/startseite/artikel/a8966af902/
body-count-opferzahlen-nach-10-jahtml 
[2] »So funktioniert das System« 
Ein Gespräch mit dem Friedensforscher Johan 
Galtung, junge Welt, 31.03.2006 
„Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die USA bei-
spielsweise 70 Interventionen unternommen... 
Deshalb ist das US-Imperium nicht so sehr durch 
eine proletarische Revolution im Marxschen Sinne 
bedroht, sondern von denjenigen, die nicht mehr 
möchten, dass man gegen sie interveniert. Und 
davon gibt es sehr viele. Man spricht davon, dass 
das US-Imperium nach 1945 etwa zwischen zwölf 
und sechzehn Millionen Menschen getötet hat. 
Und meistens, um die ökonomische Macht zu be-
halten.“
www.jungewelt.de/2006/03-31/018.php 

[3] Palästina wird von der Landkarte getilgt 
‚November 1947 - November 2007: 60 Jahre 
UNO-Teilungsplan für Palästina - eine Tragödie‘ 
Flugblatt der Friedensbewegung zum 60. 

Dokumentiert: Weihnachtsappell 2012 

Imperialismus braucht Widerstand 

Das Verbrechen muss ein Ende haben! Appell des Bundesverbands Arbeiterfotografie

Jahrestag der UN-Entschei-
dung zur Teilung Palästinas 
www.arbeiterfotografie.
com/israel/index-israel-
0019.html
[4] Schauspiel in drei Akten 
Betrachtung zu den Vorgän-
gen in Tunesien, Ägypten 
und Libyen von Anneliese 
Fikentscher und Andreas 
Neumann - 10.3.2011
www.arbeiterfotografie.
com/nordafrika/index-
nordafrika-0005.html 
[5] Afghanistan, Irak, Liba-
non, Libyen – und jetzt Sy-
rien? 
Der Krieg hat längst be-
gonnen 
Von Anneliese Fikentscher 
und Andreas Neumann
www.nrhz.de/flyer/bei-
trag.php?id=17603 
[6] The Plan -- according to 
U.S. General Wesley Clark 
(Ret.) 
Video, bei YouTube hoch-
geladen von RBoon am 
17.03.2007 
In an interview with Amy 
Goodman on March 2, 
2007, U.S. General Wesley 
Clark (Ret.), explains that 
the Bush Administration 
planned to take out 7 coun-
tries in 5 years: Iraq, Syria, 
Lebanon, Lybia, Somalia, 
Sudan, Iran
www.youtube.com/
watch?v=SX3vW47mOE 

[7] The world may be see-
ing the „birth pains of a 
new Middle East“ [Die Welt 
kann die Geburtswehen ei-
nes neuen Mittleren Ostens 
sehen] US-Außenministerin 
Condoleezza Rice gemäß 
DPA, 21.07.2006
www.news.monstersandcri-
tics.com/northamerica/
article_1183030.php/Mi-
deast-boun_Rice_rejects_
quick_truce_seeks_board_
solution
[8] Aufruf zum Unterzeich-
nen Kriegsvorbereitungen 
stoppen! Embargos been-
den! Solidarität mit den 
Völkern Irans und Syriens!
www.freund-schaft-
mit-valjevo.de/
wordpress/?p=402 
Online-Flyer Nr. 386  vom 
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Sabiha Karden, die Künstlerin eröffne-
te am 1. Dezember 2012 die Ausstellung 
„Syrien in Not“ und begrüßte die zahl-
reichen BesucherInnen in der Roten In-
sel. Prof. Rayan Abdullah, Professor für 

Typografie an der Hochschule für Gra-
fik und Buchkunst Leipzig bewunder-
te in seiner Laudatio ihre farbprächti-
gen Bilder. Desweiteren sprach er über 
die harmonische Beherrschung der 

Am 1. Dezember 2012 besuchten um die sechzig BesucherInnen die Vernissage 
"Syrien in Not"

Botschafter von Ecuador verteidigt die 
Bolivarische Allianz (ALBA) sowie Ecuador gegen 
infame Presselügen

Bezug nehmend auf den am 20. August 
2012 in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung veröffentlichten Artikel „Assange: 
Hexenjagd beenden“ sowie den Kom-
mentar in derselben Ausgabe mit dem Ti-
tel „Überschätzt“ zum Thema des am 19. 

Juni in die ecuadorianische Botschaft in 
London geflohenen Herrn Julian Assan-
ge korrigierte der Botschafter der Repub-
lik Ecuador, Jorge Jurado, folgende unzu-
treffende Behauptungen im von Herrn Ri-
chard Wagner verantwortlich gezeichne-
ten Kommentar.

Herr Wagner, schreibt dort: „Da haben 
sich die richtigen gefunden! [...] Ecuador 
[...] und die Länder der wichtigtuerischen 
[!] „Bolivarischen Allianz für die Völker 
unseres Amerika“ drohen Großbritanni-
en [...] Man weiß nicht so recht, ob man 
über diese Drohungen des einflusslosen 
Zusammenschlusses politisch vorgestri-
ger [!] linker Staaten [...] lachen oder wei-
nen soll.“                       
Im Folgenden zitieren wir wortwörtlich 
aus diesem Antwortbrief des Botschaf-
ters an die Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung: „Diese destruktive Kritik vernach-
lässigt die durch das Regierungshandeln 
der ALBA-Staaten belegte Tatsache, dass 
es sich bei der Zielsetzung ihrer Politik 

Technik und der Materialien: Pastell, Ac-
ryl und Aquarell; über das Papier so-
wie über die Leinwand; über die Far-
ben, die Ebenen und über den beeindru-
ckenden Gebrauch der Symbole ihres 
Landes Syrien, die dem Betrachter vie-
les mitteilten. Viel Geschichte sei dar-
in, viel Gefühl, viel Leidenschaft, immens 
groß sei die Liebe für ihre Heimat Syrien.                               
Sie selbst sagt: „ich bin in Pastellfarbe 
verliebt“.

Prof. Dr. C.P. Haase, vom Kunsthistori-
schen Institut der FU Berlin, redete über 
die zahlreichen Interpretationsmöglich-
keiten ihrer Bilder. Als Kunsthistoriker 
könne er die Geschichte in ihren Bildern 
besonders gut lesen und verstehen. Bei-
de Professoren bedankten sich bei der 
Künstlerin für die Bereicherung durch ih-
ren künstlerischen Beitrag. 

Sabiha Kardens Bilder werden bis zum 
5. Februar 2013 ausgestellt, und können 
während der Öffnungszeiten in der Roten 
Insel ewundert werden. Besten Dank für 
Euer zahlreiches erscheinen und ganz be-
sonderen Dank an Sabiha Karden für die 
wunderschönen Bilder.                                

Grace Irazoque

[…] um das diplomatische und ergebnis-
offene Angebot handelt, gemeinsam mit 
den Industriestaaten - auf den Prinzipi-
en der Gleichberechtigung und der nati-
onalen Souveränität gestützt - nachhal-
tige und sozial verträgliche Alternativen 
zur gegenwärtig global in der Krise be-
griffenen, vorherrschenden Produktions-
weise gemeinsam und gleichberechtigt 
zu erörtern sowie im Sinne der gesamten 
Menschheit umzusetzen. Die lateiname-
rikanischen Länder, in denen die bedeu-
tendste Biodiversität und immense Was-
serreserven vorkommen, möchten in Ko-
operation mit den Industrieländern, wel-
che die historische Verantwortung für 
den Klimawandel tragen, einen neuen, 
auf Nachhaltigkeit zentrierten wirtschaft-
lichen Pfad beschreiten.1

Tobias Baumann                             

1	   Vgl. die deutsche Webseite der 
ecuadorianischen Umweltinitiative Yasuní-ITT: 
www.yasuni-itt.de

http://www.dielinke-tempelhof-schoeneberg.de/politik/die_lupe/

Ausstellungseröffnung: "Syrien in Not"
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DIE LINKE.
Tempelhof - Schöneberg
Bezirksgeschäftsstelle:
Feurigstr. 68, 
10827 Berlin
Öff nungszeiten:
Di. u.  Do: 11 - 18 Uhr
Fr: 11 - 15 Uhr
Telefon: 21 99 71 40
Fax: 217 29 26
e-Mail: bezirk@die-linke-
tempelhof-
schoeneberg.de
Webseite: 
www.dielinke-
tempelhof-schoeneberg.
de
Termine in der 
Roten Insel
Mitgliederversamm-
lung: 
Nominierung für die 
Bundestagswahlen
10.01.13, 19 Uhr
Bezirksvorstand
9. und 23.01.,
19.30 Uhr 
Basisorganisationen:
BO Schöneberg
Telefonisch erfragen 
BO Tempelhof
Telefonisch erfragen 
BO Arbeit-Soziales
28.01.,19 Uhr
BO Migration und 
Antirassismus
Telefonisch erfragen

Arbeitskreis 
Kommunales (AKK) 
siehe bitte S. 3 

Sondertermine: 
Inselgespräche
Telefonisch erfragen
Jobcenter-Tag
Telefonisch erfragen
Rosa-Luxemburg-
Lesekreis
Telefonisch erfragen
Mieterversammlung
25.1.13, 19 Uhr,
mit Max Althoff , im 
Happy Buda
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Mieter-Aufruf: Gentrifi zierung - Wir sind 
an Ihren Erfahrungen interessiert!
DIE LINKE als kleine Partei in einem großen Be-
zirk kann nicht überall sein. Wir wollen aber her-
ausfi nden, in welchem Umfang und mit welchen 
Methoden sich Ihre Nachbarschaft verändert. Wa-
rum Mieter mit kleinem Einkommen wegziehen 
müssen und sich die sogenannte „Aufwertung“ 
von Kiezen breit macht.
Deswegen bitten wir Sie um Informationen: Wo 
werden aufwändige Sanierungen geplant, verbun-
den mit der Ankündigung erheblicher Mietsteige-
rungen? Wo werden ganze Häuser „leergezogen“ 
um grundzusanieren und anschließend in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln? Wo werden Woh-
nungen zu Ferienwohnungen umgewandelt oder 
bereits als solche genutzt? Wo werden die weitge-
henden Mieterhöhungsspielräume extrem ausge-
nutzt? Wo werden Wohnungswechsel zu extremen 
Mieterhöhungen genutzt? Wo müssen Hartz-IV-

Haushalte Wohnungen räumen, weil sie eine Auf-
forderung des JobCenters erhielten, ihre Mietko-
sten zu senken?
Wir wollen Ross und Reiter nennen, weil wir nicht 
nur aus nüchternen Statistiken die Änderung der 
Lebensumstände von so vielen Menschen in un-
serem Bezirk bewerten wollen. Wir wollen die-
se Erfahrungs- und Wissenssammlung in politi-
sche Initiative umsetzen: krasse Fälle öff entlich 
machen, die Vernetzung und den Widerstand un-
terstützen und im Rahmen unserer Möglichkei-
ten auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene parla-
mentarische Initiativen anstoßen. 
Helfen Sie uns dabei!
Mieter-Notrufe an: Mi. 15-17 Uhr: 902 77 48 98
Per E-Mail an Linke.BVV.TS@googlemail.com       
oder per Post an: DIE LINKE, Feurigstraße 68, 
10827 Berlin

Am 15. Januar 2013, um 16 Uhr vor dem Haus in 
der Cranachstraße Fridenau, im Bezirk Tempel-
hof-Schöneberg, wo Rosa Luxemburg und Leo Jo-
gisches  wohnten, gedenken wir gemeinsam an 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. Im Vorgar-
ten befi ndet sich eine  Gedenkstätte für Rosa Lu-
xemburg, an der die traditionelle Rede, jedes Jahr 
von einer anderen Partei (diesmal ist die SPD 
dran),  stattfi ndet. Danach geht es zur Gedenk-
stätte im Tiergarten, wo die Leichen von Rosa

Luxemburg und Karl Liebknecht ge-
funden wurden, zur Kranzniederle-
gung.
Am 15. Januar 1919 wurden Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht von 
Freikorpsoffi  zieren ermordet. 
Am Dienstag, 15. Januar 2013 gibt 
es um 17.30 Uhr eine Gedenkde-
monstration. 
Diese beginnt Joachimsthaler Stra-
ße Ecke Kurfürstendamm.
Eine Kundgebung gibt es dann um 
18 Uhr auf dem Olof-Palme-Platz 
am Elefantentor zum Zoo. Auf der 
Kundgebung wird Christine Buch-

holz (MdB) sprechen. Aktueller Anlass ist die in 
dieser Woche von der Bundesregierung vorgese-
hene Verlängerung des Mandats für den Kriegs-
einsatz der Bundeswehr in Afghanistan.
Im Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht fordern wir: Truppen raus aus Afghanis-
tan! Danach gemeinsamer Gang zu den Gedenk-
stätten für Rosa Luxemburg (Rezitation: Dr. Selt-
sam) und Karl Liebknecht (Kurze Ansprache: 
»Schule gegen Militär«).

Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht 15. Januar 1919  - 15. Januar 2013
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